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BUNDESGERICHT

Sprachenfreiheit
hat ihre Grenzen

Italienisch in Tessiner Schulen

fel. Lausanne ^ Die Regelung im
Schulgesetz des Kantons Tessin, wonach
der obligatorische Schulunterricht zwin-
gend in italienischer Sprache erteilt
werden muss, verletzt das Verfassungs-
recht der Sprachenfreiheit nicht. Das
geht aus einem Urteil des Bundes-
gerichts hervor, das die Beschwerde
eines italienisch-schweizerischen El-
ternpaars abgewiesen hat, das seine
Tochter in einer amerikanischen Pri-
vatschule in englischer Sprache einschu-
len lassen wollte.

Im einstimmig ergangenen Urteil
der II. Öffentlichrechtlichen Abteilung
wird daran erinnert, dass die Sprachen-
freiheit wie alle anderen Grundrechte
auch eingeschränkt werden kann. Das
gilt insbesondere im Lichte von Art. 70
der Bundesverfassung, laut dem die
Kantone auf die herkömmliche sprach-
liche Zusammensetzung achten und auf
angestammte sprachliche Minderheiten
Rücksicht nehmen müssen. Im Kanton
Tessin gelte es, die italienische Sprache
gegen das Deutsche zu verteidigen. Das
öffentliche Interesse daran überwiegt in
den Augen des Bundesgerichts das pri-
vate Interesse der Eltern, ihr Kind in
englischsprachigen Unterricht zu schi-
cken. Dass das Italienische im Tessin
nicht durch die englische, sondern durch
die deutsche Sprache bedroht ist, ver-
mag daran nichts zu ändern. Es gelte,
die einheimische Sprache gegen alle
fremden Idiome zu verteidigen. Zudem
wäre eine unterschiedliche Behandlung
fremder Sprachen laut dem Urteil aus
Lausanne mit Blick auf den Grundsatz
der Gleichbehandlung problematisch.
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